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Betrifft 

Änderung des Bundesluftreinhaltegesetzes und des Emissionszertifikategesetzes 2011 

Die NÖ Landesregierung hat in ihrer Sitzung vom 9. April 2013 beschlossen, zum Entwurf 

eines Bundesgesetzes, mit dem das Bundesluftreinhaltegesetz und das Emis-

sionszertifikategesetz 2011 geändert werden, wie folgt Stellung zu nehmen: 

 

1. Zu Art. 1 (Änderung des Bundesluftreinhaltegesetzes): 

 

Zu Z. 1: 

 

Die in § 4 Abs. 2 neu eingeführte Amtsbeschwerde des Bundesministers für Land- und 

Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft gegen Bescheide der Verwaltungsbehörden 

wird abgelehnt. In den Erläuterungen finden sich auch keine Ausführungen über die Not-

wendigkeit dieser Amtsbeschwerde. 

 

2. Zu Art. 2 (Änderung des Emissionszertifikategesetzes 2011): 

 

Zu Z. 1: 
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Zu der in § 49a Abs. 1 vorgesehenen Zuständigkeit des Bundesverwaltungsgerichtes ist, 

wie dies auch im Vorblatt ausgeführt wird, die Zustimmung der Länder gemäß Art. 131 

Abs. 4 B-VG in der Fassung der Verwaltungsgerichtsbarkeits-Novelle 2012, BGBl. I Nr. 

51/2012, erforderlich. 

 

Zu den in den Erläuterungen angegebenen Begründungen der Einheitlichkeit der Recht-

sprechung bzw. der gleichmäßigen Aufteilung der Arbeit zwischen den Verwaltungsge-

richten ist festzuhalten, dass diese nicht für eine Abweichung von der vom Verfassungs-

gesetzgeber vorgenommenen Systementscheidung überzeugen. Es wird auf die gemein-

same Länderstellungnahme vom 13. Februar 2013 an das Bundeskanzleramt-Verfas-

sungsdienst, VSt-1125/92, verwiesen. 

 

Die in § 49a Abs. 3 vorgesehene Revisionsmöglichkeit des Bundesministers für Land- und 

Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft gegen Erkenntnisse eines Verwaltungsge-

richtes wird abgelehnt. Die Begründung in den Erläuterungen kann auch hier nicht über-

zeugen.  

 

Eine Ausfertigung dieser Stellungnahme wird unter einem dem Präsidium des National-

rates elektronisch übermittelt. 

 

Ergeht an: 
1. An das  Präsidium des Nationalrates 
                                     ------------------------------------------------ 
2. An das  Präsidium des Bundesrates 
3. An alle vom Lande Niederösterreich entsendeten Mitglieder des Bundesrates 
4. An alle Ämter der Landesregierungen (zu Handen des Herrn Landesamtsdirektors) 
5. An die Verbindungsstelle der Bundesländer, Schenkenstraße 4, 1014 Wien 
6. Bundeskanzleramt-Verfassungsdienst, Ballhausplatz 2, 1014 Wien 
7. Landtagsdirektion 
 

 

NÖ Landesregierung 

Dr. P R Ö L L  

Landeshauptmann 

 

 

 Dieses Schriftstück wurde amtssigniert.
Hinweise finden Sie unter:
www.noe.gv.at/amtssignatur 
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